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Beschlussvorlage

Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2581 Anlage Nr.: ______

Datum: 19.01.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz

31.01.2012 öffentlich

Tagesordnung

1. Änderung der Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) - Mittelscheid,
    S 12.4;
1. Beratung und Beschluss des Änderungsentwurfs
2. Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange gem. § 34 Abs. 6 Satz 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3
Bau-gesetzbuch (BauGB)

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des Rates der
Stadt Hennef (Sieg) beschließt:

1. Dem vorgestellten Entwurf wird zugestimmt.

2. Gemäß § 34 Abs. 6 Satz 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des
Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), wird der Entwurf der 1. Änderung der
Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) – Mittelscheid, S 12.4 mit Text
und Begründung für die Dauer eines Monats öffentlich ausgelegt. Die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung
berührt werden kann, werden gem. § 34 Abs. 6 Satz 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
BauGB am Verfahren beteiligt und zur Stellungnahme zu Planentwurf und
Begründung innerhalb eines Monats aufgefordert.

Begründung

Die Satzungsänderung geht zurück auf einen entsprechenden Antrag des Herrn Heinz-Peter
Schumacher vom 08.03.2007, dem in der Sitzung des Ausschusses für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz am 20.03.2007 stattgegeben wurde. Herr Schumacher
beantragte
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darin, die Abgrenzungssatzung für Hennef (Sieg) – Mittelscheid in einem Bereich nördlich der
Straße „Im Bogen“ zu erweitern, um hier eine weitere Bebauungsmöglichkeit zu schaffen.
Insofern und bezüglich der Vorgeschichte wird auf die in Ausschnitten beigefügte
Beschlussvorlage vom 20.03.2007 verwiesen. Da der Antragsteller angabegemäß nunmehr
auch tatsächlich konkrete Bauabsichten hegt, sollte das Verfahren jetzt eingeleitet werden.

Planzeichnung und Begründung sind dieser Vorlage beigefügt. Eine Umweltprüfung ist durch
das BauGB für eine Ergänzungssatzung nicht vorgeschrieben. Gleichwohl wurde eine
Artenschutzfachliche Kurzeinschätzung für die geplante Satzungsänderung in Auftrag gegeben,
deren Kosten der Antragsteller übernimmt. Dieses Gutachten liegt der Verwaltung
zwischenzeitlich vor. Danach sind durch die geplante Satzungserweiterung keine erheblichen
Beeinträchtigungen von planungsrelevanten Arten (sowie sonstiger Vogelarten) zu erwarten ist,
wenn
- Baumfällungen und Gehölzrodungen nur außerhalb der Vogel-Brutzeit erfolgen, d.h. von

Oktober bis Februar und
- für den Fall, dass Vogel-Nistplätze und/oder Fledermaus-Quartiere an/in benachbarten

Gebäudewänden durch An- und/oder Umbau betroffen werden können, diese zunächst auf
Artenbesatz hin kontrolliert und im Bedarfsfall außerhalb der Vogelbrutzeit und/oder
Fledermaus – Quartierbesetzung bzw. im Oktober verschlossen werden.

Darüber hinaus ergeben sich jedoch Auswirkungen auf das Schutzgut „Boden“ durch die
zusätzliche Versiegelung der Fläche. Eine Eingriffsminimierung soll hier durch die Anpflanzung
von 5 Obstbäumen erreicht werden. Da dies innerhalb des Geltungsbereichs der
Ergänzungssatzung nicht möglich ist, wird die Anpflanzung auf einer anderen Fläche des
Grundstückseigentümers, mit vorheriger Zustimmung des städtischen Umweltamtes,
vorgenommen. Der Grundstückseigentümer hat sich hierzu bereits schriftlich bereit erklärt.

Der Rhein-Sieg-Kreis, Abteilung für Natur- und Landschaftsschutz, Bauvorhaben,
Landschaftsplanung und Artenschutz wurde vorab bereits um eine Stellungnahme zu der
geplanten Satzungserweiterung gebeten, um zu prüfen, ob in dem Bereich der
Satzungsänderung (angrenzend an einen Reitplatz) grundsätzlich eine Bebauung möglich ist.
Von dort wurden jedoch keine Bedenken angemeldet, wenn die Grenzen des
Naturschutzgebietes entlang der dortigen Böschungskante eingehalten werden. Diesem
Anliegen wurde mit der beigefügten Planzeichnung Rechnung getragen.

§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB stellt als Voraussetzung für die Einbeziehung einzelner
Außenbereichsflächen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil im Wesentlichen folgende,
für das geplante Vorhaben relevante, Voraussetzungen auf:

 Die einbezogenen Flächen müssen durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Bereichs
entsprechend geprägt sein.

 Die Einbeziehung muss mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar sein.

Beide Voraussetzungen sind hier erfüllt. Vor diesem Hintergrund schlägt die Verwaltung
nunmehr vor, das Änderungs-/ Erweiterungsverfahren für den auf dem beigefügten Plan
dargestellten Teilbereich der Parzellen Nr. 60 und 61 (Gemarkung Süchterscheid, Flur 36)
einzuleiten und die Öffentliche Auslegung auf der Basis des vorgestellten Entwurfs nebst
Begründung und Artenschutzfachlicher Kurzeinschätzung durchzuführen.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es eine Anzeige- oder Genehmigungspflicht für
Abgrenzungssatzungen nicht (mehr) gibt. Dies bedeutet, dass die Satzungsänderung nach
erfolgtem Satzungsbeschluss im Stadtrat mit der Bekanntmachung im Amtsblatt zur
Rechtskraft geführt werden kann.
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Auswirkungen auf den Haushalt

 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme
 Bemerkungen

Die mit der Satzungsänderung verbundenen Kosten (Gutachten u.ä.) trägt der Antragsteller.

Bei planungsrelevanten Vorhaben

Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr. �����)

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr. �����)

Mitzeichnung:

Name: Paraphe: Name: Paraphe:
����� �����

����� �����

����� �����

Hennef (Sieg), den 19.01.2012

K. Pipke

Anlagen:

- 1. Änderung der Abgrenzungssatzung (Entwurf) gem. § 34 Abs. 6 Satz 1 i.V.m. § 13 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB
Stand: 19.01.2012

- Begründung (Entwurf) gem. § 34 Abs. 6 Satz 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB
Stand: 19.01.2012

- Artenschutzfachliche Kurzeinschätzung
Verfasser: Büro für Ökologie, Faunistik u. Umweltplanung, Bonn
Stand: 10.01.2012

- Antrag des Herr Schumacher vom 08.03.2007

- Beschlussvorlage des Ausschusses für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz 
vom 20.03.2007 sowie Ausschussbeschluss
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1. Anlass und Aufgabenstellung 

 

Aufgrund § 44 BNatSchG ergibt sich bei allen Planungen die Notwendigkeit einer 

Artenschutzrechtlichen Prüfung, sofern aufgrund ernst zu nehmender Hinweise sog. 

„planungsrelevante Arten“ (nach Bauckloh, Kiel & Stein 2007 sowie Kiel 2005) 

eingriffsrelevant betroffen sein könnten. Zur Klärung der artenschutzrechtlichen Belange 

sowie ob und wenn ja welche planungsrelevanten Arten betroffen sein könnten, wurde die 

vorliegende „Artenschutzfachliche Kurzeinschätzung“ (Stufe I der Artenschutzprüfung: 

„Vorprüfung“) erstellt. Diese Artenschutzfachliche Kurzeinschätzung orientiert sich an der 

Vorgabe des MUNLV (2008) und der VV-Artenschutz (2010) sowie an der Arbeitshilfe von 

Bauckloh, Kiel & Stein (2007). Grundlage ist außerdem die „Gemeinsame 

Handlungsempfehlung des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und 

Verkehr NRW und des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und 

Verbraucherschutz NRW vom 24.08.2010“ bzgl. Artenschutz in der Bauleitplanung und bei 

der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben. 

 

Stufe I: Vorprüfung (Artenspektrum, Wirkfaktoren) 

In dieser Stufe wird durch eine überschlägige Prognose geklärt, ob und ggf. bei welchen 

Arten artenschutzrechtliche Konflikte auftreten können. Um dies beurteilen zu können, sind 

verfügbare Informationen zum betroffenen Artenspektrum einzuholen. Vor dem Hintergrund 

des Vorhabentyps und der Örtlichkeit sind alle relevanten Wirkfaktoren des Vorhabens 

einzubeziehen. Nur wenn artenschutzrechtliche Konflikte möglich sind, ist für die 

betreffenden Arten eine vertiefende Art-für-Art-Betrachtung in Stufe II erforderlich. 

 

Mitte Dezember 2011 wurde beauftragt, den überplanten Bereich (s.u.) auf Hinweise 

planungsrelevanter Arten hin zu überprüfen. 

 

 

2. Vorhaben 

 

Am nördlichen Ortsrand von Mittelscheid plant die Stadt Hennef die Erweiterung der 

Abgrenzungssatzung S 12.4 bzw. die Bebauung einer kleinen Parzelle (unmittelbar 

angrenzend zu bestehender Bebauung) zu genehmigen. 

Die betroffene Parzelle gehört zur Biotopkatasterfläche BK-5209-058 „Siegtal zwischen 

Lauthausen und Merten“. Vorkommen planungsrelevanter Arten werden jedoch nicht 

genannt (vgl. LANUV 2011). 
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3. Ortsbesichtigungen 

 

Es erfolgte eine Ortsbesichtigung am 28.11.2011. Hierbei wurde die betroffene Fläche, 

soweit einsehbar, nach Hinweisen auf planungsrelevante Arten abgesucht (insb. mögliche 

Vogel-Brutplätze sowie Baumhöhlen). 

Es ist nur ein Ziergarten (inkl. Ziergehölze und eine mittelalte Kiefer) ohne erkennbare 

Baumhöhlen betroffen. Hinweise auf planungsrelevante Arten wurden dort nicht gefunden. 

Das unmittelbare Umfeld besteht aus vegetationsarmen Reitplätzen und bestehender 

Bebauung. Im weiteren Umfeld existieren landwirtschaftliche Flächen und ein bewaldetes 

Bachtal. 

 

 

4. Auswertung des FIS 

 

Das LANUV (Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz) unterhält das sog. 

„FIS“ (FachInfomationsSystem), in dem u.a. Angaben zu Vorkommen planungsrelevanter 

Arten für jedes MTB (Messtischblatt bzw. Karte 1:25.000) gemacht werden. 

 

FIS-Nachweise im MTB 5210 (LANUV 2011): 

Braunes Langohr (Plecotus auritus) 

Fransenfledermaus (Myotis nattereri) 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) 

Großes Mausohr (Myotis myotis) 

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 

Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) 

Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

Haselmaus (Muscardinus avellanarius) 

Geburtshelferkröte (Alytes obstetricans) 

Gelbbauchunke (Bombina variegata) 

Schlingnatter (Coronella austriaca) 

Zauneidechse (Lacerta agilis) 

Baumfalke (Falco subbuteo) 

Eisvogel (Alcedo atthis) 

Feldschwirl (Locustella naevia) 

Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus) 

Graureiher (Adrea cinerea) 
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Grauspecht (Picus canus) 

Habicht (Accipiter gentilis) 

Kiebitz (Vanellus vanellus) 

Kleinspecht (Dendrocopos minor) 

Mäusebussard (Buteo buteo) 

Mehlschwalbe (Delichon urbica) 

Mittelspecht (Dendrocopos medius) 

Nachtigall (Luscinia megarhynchos) 

Neuntöter (Lanius collurio) 

Rauchschwalbe (Hirundo rustica) 

Rotmilan (Milvus milvus) 

Schleiereule (Tyto alba) 

Schwarzspecht (Dryocopus martius) 

Schwarzstorch (Ciconia nigra) 

Sperber (Accipiter nisus) 

Turmfalke (Falco tinnunculus) 

Turteltaube (Streptopelia turtur) 

Waldkauz (Strix aluco) 

Waldohreule (Asio otus) 

Wiesenpieper (Anthus pratensis) 

 

Im Folgenden werden die o.g. FIS-Angaben nun daraufhin bewertet, ob aufgrund der 

Biotoptypenausstattung im Eingriffsbereich eine Vorkommenswahrscheinlichkeit der 

genannten planungsrelevanten Arten besteht und diese daher hinsichtlich der artspezifischen 

Projektwirkungen weiterhin betrachtet werden sollten. 

 

Aufgrund fehlender artspezifischer Habitate im Eingriffsbereich nicht zu erwarten: 

Haselmaus (Muscardinus avellanarius) 

Geburtshelferkröte (Alytes obstetricans) 

Gelbbauchunke (Bombina variegata) 

Schlingnatter (Coronella austriaca) 

Zauneidechse (Lacerta agilis) 

Eisvogel (Alcedo atthis) 

Feldschwirl (Locustella naevia) 

Graureiher (Adrea cinerea) 

Grauspecht (Picus canus) 
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Kiebitz (Vanellus vanellus) 

Kleinspecht (Dendrocopos minor) 

Mittelspecht (Dendrocopos medius) 

Nachtigall (Luscinia megarhynchos) 

Neuntöter (Lanius collurio) 

Schwarzspecht (Dryocopus martius) 

Schwarzstorch (Ciconia nigra) 

Turteltaube (Streptopelia turtur) 

Wiesenpieper (Anthus pratensis) 

 

Im Eingriffsbereich nur als Nahrungsgast möglich (u.a. wegen hoher Vorbelastung durch 

menschliche Störungen, außerdem wurden keine alten Nester und/oder auch keine geeigneten 

Baumhöhlen im Eingriffsbereich gefunden): 

Braunes Langohr (Plecotus auritus) 

Fransenfledermaus (Myotis nattereri) 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) 

Großes Mausohr (Myotis myotis) 

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 

Wasserfledermaus (Myotis daubentonii) 

Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

Baumfalke (Falco subbuteo) 

Gartenrotschwanz (Phoenicurus phoenicurus) 

Habicht (Accipiter gentilis) 

Mäusebussard (Buteo buteo) 

Mehlschwalbe (Delichon urbica) 

Rauchschwalbe (Hirundo rustica) 

Rotmilan (Milvus milvus) 

Schleiereule (Tyto alba) 

Sperber (Accipiter nisus) 

Turmfalke (Falco tinnunculus) 

Waldkauz (Strix aluco) 

Waldohreule (Asio otus) 
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Die im Plangebiet nicht zu erwartenden planungsrelevanten Arten und auch die nur als 

Nahrungsgäste möglichen planungsrelevanten Arten werden bei der weiteren Betrachtung 

nicht mehr berücksichtigt, da Nahrungshabitate nur geschützt sind, wenn sie von essenzieller 

Bedeutung für die lokale Population sind (was hier aufgrund Ausweichmöglichkeiten im 

Umfeld auszuschließen ist). 

 

Bei den landesweit ungefährdeten ubiquitären Vogelarten (z.B. Amsel, Buchfink usw.) sind 

keine populationsrelevanten Beeinträchtigungen zu erwarten, weshalb diese Vogelarten im 

Folgenden nicht weiter betrachtet werden. 

 

 

5. Hinweise zu möglichen Vermeidungsmaßnahmen 

 

5.1 Vermeidungsmaßnahmen im engeren Sinn 

 

Bauzeitbeschränkung: 

Nach § 44 BNatSchG ist es u.a. verboten, Tiere der besonders geschützten Arten (z.B. alle 

heimischen Vogelarten) … zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören Um diese Verbotstatbestände zu 

vermeiden, dürfen aus Gründen der Vorsorge (einzelne Nester von ungefährdeten 

Singvögeln, z.B. Amsel, sind in den Gehölzen nicht auszuschließen) Baumfällungen und 

Gehölzrodungen nur außerhalb der Vogel-Brutzeit erfolgen, im vorliegenden Fall also 

grundsätzlich von Oktober bis Februar. 

 

Vergrämung: 

Sollten Vogel-Nistplätze (z.B. Haussperling) und/oder Fledermaus-Quartiere an/in 

benachbarten Gebäudewänden durch An- und/oder Umbau betroffen werden können, sind 

diese zunächst auf Artenbesatz hin zu kontrollieren und im Bedarfsfall außerhalb der 

Vogelbrutzeit und/oder Fledermaus-Quartierbesetzung bzw. im Oktober zu verschließen (bei 

gleichzeitigem Ersatz der Nistplatz-/Quartierverluste durch Vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen: s.u.). 
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5.2 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) 

 

Maßnahmen zur Wahrung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-

Maßnahmen, continuous ecological functionality-measures) setzen unmittelbar am 

betroffenen Bestand der geschützten Arten an. Sie dienen dazu, die Funktion der konkret 

betroffenen Lebensstätte für die betroffene (Teil-)Population in qualitativer und quantitativer 

Hinsicht zu erhalten. Dabei muss die Kontinuität der Lebensstätte gesichert sein. CEF-

Maßnahmen müssen den Charakter kompensatorischer Vermeidungsmaßnahmen besitzen 

und einen unmittelbaren räumlichen Bezug zum betroffenen Habitat erkennen lassen, z.B. in 

Form einer Vergrößerung eines Habitats oder der Neuschaffung von Habitaten in direkter 

funktioneller Beziehung zu diesem. CEF-Maßnahmen werden, gem. BNatSchG, als 

„Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen“ bezeichnet. 

 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen für planungsrelevante Arten sind derzeit nicht ableitbar, 

da evtl. betroffene Fortpflanzungsstätten bisher nicht nachgewiesen wurden und 

Nahrungsbereiche bzw. Jagdhabitate (z.B. für Greifvögel und Eulen) nur geschützt sind, 

wenn sie von essenzieller Bedeutung für die lokalen Populationen sind (was hier aufgrund 

Ausweichmöglichkeiten im Umfeld auszuschließen ist). 

Sollten jedoch benachbarte Gebäudewände, die potenzielle Niststätten von Vögeln (z.B. 

Haussperling) und/oder potenzielle Quartiere von Fledermäusen enthalten könnten, durch 

An- und/oder Umbau betroffen werden können, so müssten diese bzw. deren betroffene 

Bereiche vor Beginn der Baumaßnahmen auf Vorkommen planungsrelevanter Arten (v.a. 

Fledermäuse und Vögel) untersucht werden. Ggf. wären dann Vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen (z.B. das ersatzweise Aufhängen von artspezifischen Vogel-

Nistkästen bzw. Fledermauskästen) durchzuführen, falls Vogel-Nistplätze und/oder 

Fledermaus-Quartiere betroffen wären. Die Details hierzu müsste dann eine Ökologische 

Baubegleitung regeln (in Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-

Kreises). 

 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen für  landesweit ungefährdete ubiquitäre Vogelarten 

(z.B. Amsel, Buchfink usw.) sind nicht notwendig, da keine populationsrelevanten 

Beeinträchtigungen zu erwarten sind. 
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6. Artenschutzfachliche Bewertung 

 

Planungsrelevante Arten 

 

Entsprechend der Arbeitshilfe von Bauckloh, Kiel & Stein (2007) ist zur Klärung, ob 

Verbotstatbestände gem.  § 44 BNatSchG betroffen sind, ein Fragenkatalog bzgl. der 

planungsrelevanten Arten abzuarbeiten. 

 

 

Fledermäuse: 

 

Bei Berücksichtigung der o.g. Vermeidungsmaßnahmen und Vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen stellt sich für die Fledermäuse (u.a. Braunes Langohr, 

Fransenfledermaus, Großer Abendsegler, Großes Mausohr, Kleine Bartfledermaus, 

Wasserfledermaus, Zwergfledermaus) das Konflikt-Potenzial artspezifisch folgendermaßen 

dar. 

 

Ist mit Tötungen oder erheblichen Störungen der o.g. Arten zu rechnen, mit Beschädigung 

oder Vernichtung von deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ? 

Nein. Zusätzliche „erhebliche“ Störungen sind nicht zu erwarten, da durch die vorhandene 

Gartennutzung bereits eine gewisse Vorbelastung hinsichtlich menschlicher Störungen 

existiert. Eine Beschädigung oder Vernichtung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ist 

derzeit nicht erkennbar, da keine Höhlenbäume betroffen sind. Sollten jedoch Quartiere an/in 

benachbarten Gebäudewänden durch An- und/oder Umbau betroffen werden können, sind 

vor Baubeginn entsprechende Maßnahmen (s.o.) durchzuführen. 

 

Wird die ökologische Funktion der Lebensstätten erheblich beeinträchtigt? 

Nein, die Beeinträchtigungen sind derzeit als unerheblich einzuschätzen. Sollten jedoch 

Quartiere an/in benachbarten Gebäudewänden durch An- und/oder Umbau betroffen werden 

können, sind vor Baubeginn entsprechende Maßnahmen (s.o.) durchzuführen. 

 

Werden tradierte Flugkorridore oder Nahrungsbereiche erheblich beeinträchtigt? 

Nein, denn es sind im Umfeld ausreichend geeignete Jagdhabitate vorhanden, in die die 

Fledermäuse ausweichen könnten (z.B. Gärten, Feldflur, Wälder). 
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Können die erheblichen Beeinträchtigungen durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen so 

verringert werden, dass die ökologische Funktion der Lebensstätten und damit die Population 

(lokale Population oder eine Gruppe lokaler Populationen bzw. Metapopulation) gesichert 

bleibt? 

Durch die Einhaltung der Vermeidungsmaßnahmen und ggf. Vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen werden Tötungen und mögliche Quartierverluste vermieden sowie die 

ökologische Funktion der Lebensstätten und damit die lokalen Populationen gesichert. 

 

Aus fachgutachterlicher Sicht ist durch das Vorhaben keine Verschlechterung des 

Erhaltungszustands der lokalen Populationen der o.g. Arten zu erwarten. 

 

 

Vögel: 

 

Bei Berücksichtigung der o.g. Vermeidungsmaßnahmen und Vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen  stellt sich für die Vögel (z.B. Haussperling) das Konflikt-Potenzial 

artspezifisch folgendermaßen dar. 

 

Ist mit Tötungen oder erheblichen Störungen der o.g. Arten zu rechnen, mit Beschädigung 

oder Vernichtung von deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ? 

Nein. Zusätzliche „erhebliche“ Störungen sind nicht zu erwarten, da durch die vorhandene 

Gartennutzung bereits eine gewisse Vorbelastung hinsichtlich menschlicher Störungen 

existiert. Eine Beschädigung oder Vernichtung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ist 

derzeit nicht erkennbar. Sollten jedoch Nistplätze an/in benachbarten Gebäudewänden durch 

An- und/oder Umbau betroffen werden können, sind vor Baubeginn entsprechende 

Maßnahmen (s.o.) durchzuführen. 

 

Werden Vögel, insb. während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 

Wanderungszeiten, erheblich gestört? 

Zusätzliche „erhebliche“ Störungen sind nicht zu erwarten, da bereits jetzt Störungen (z.B. 

Landwirtschaftlicher Verkehr, Fußgänger, Gartennutzung usw.) stattfinden, sodass davon 

auszugehen ist, dass die o.g. Arten an menschliche Aktivitäten gewöhnt sind. 

 



 11 

Wird die ökologische Funktion der Lebensstätten erheblich beeinträchtigt? 

Nein, die Beeinträchtigungen sind als unerheblich einzuschätzen. Sollten jedoch Nistplätze 

an/in benachbarten Gebäudewänden durch An- und/oder Umbau betroffen werden können, 

sind vor Baubeginn entsprechende Maßnahmen (s.o.) durchzuführen. 

 

Werden tradierte Flugkorridore oder Nahrungsbereiche erheblich beeinträchtigt? 

Nein, denn es sind im Umfeld ausreichend geeignete Nahrungsbereiche vorhanden, in die die 

Vögel ausweichen könnten (z.B. Gärten, Feldflur, Wald). 

 

Können die erheblichen Beeinträchtigungen durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen so 

verringert werden, dass die ökologische Funktion der Lebensstätten und damit die Population 

(lokale Population oder eine Gruppe lokaler Populationen bzw. Metapopulation) gesichert 

bleibt? 

Durch die Einhaltung der Vermeidungsmaßnahmen und ggf. Vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen werden Tötungen vermieden und die ökologische Funktion der 

Lebensstätten und damit die lokalen Populationen gesichert. 

 

Aus fachgutachterlicher Sicht ist durch das Vorhaben keine Verschlechterung des 

Erhaltungszustands der lokalen Populationen der o.g. Arten zu erwarten. 

 

 

Sonstige Vogelarten 

 

Zwar sind alle heimischen Vogelarten „besonders geschützt“, jedoch ist eine 

artenschutzrechtliche Betrachtung nur auf planungsrelevante Arten anzuwenden (gem. Kiel 

2005). Nach Art. 5 Vogelschutz-Richtlinie ist es jedoch grundsätzlich u.a. verboten, Nester 

und Eier von Vögeln zu zerstören oder zu beschädigen (unabhängig, ob „planungsrelevante“ 

Art oder nicht). 

 

Bei den landesweit ungefährdeten ubiquitären Vogelarten (z.B. Amsel, Kohlmeise usw.) sind 

keine populationsrelevanten Beeinträchtigungen zu erwarten, deshalb werden diese 

Vogelarten hier nicht weiter betrachtet. Darüber hinaus tritt bei konsequenter Umsetzung der 

Vermeidungsmaßnahme der Verbotstatbestand des Art. 5 Vogelschutz-Richtlinie nicht ein. 

 

Aus fachgutachterlicher Sicht ist durch das Vorhaben keine Verschlechterung des 

Erhaltungszustands der lokalen Populationen der o.g. Arten zu erwarten. 
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7. Fazit 

 

Bei Berücksichtigung der o.g. Vermeidungsmaßnahmen (und ggf. Vorgezogenen 

Ausgleichsmaßnahmen) sind keine erheblichen Beeinträchtigungen von planungsrelevanten 

Arten (sowie sonstiger Vogelarten) zu erwarten, zumal 

- die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt 

wird 

- der Erhaltungszustand der lokalen Populationen der o.g. Arten sich nicht 

verschlechtert (es liegt auch keine erhebliche Störung vor) 

 

Aus fachgutachterlicher Sicht ist durch das Vorhaben derzeit keine Verschlechterung des 

Erhaltungszustands der lokalen Populationen der o.g. Arten zu erwarten. 
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Sitzung des Ausschusses für Umweltschutz, Dorfgestaltung
und Denkmalschutz am 20.03.2007

Auszug

1.8

1. Änderung der Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef
(Sieg) - Mittelscheid, S 12.4;
1. a) …
1. b) Antrag des Herrn Heinz-Peter Schumacher vom 08.03.2007

203, 204

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des Rates
der Stadt Hennef (Sieg) beschloss:

Zu 1. a)
…

Zu 1. b)
Dem Antrag des Herrn Heinz-Peter Schumacher vom 08.03.2007 auf Erweiterung
der Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) – Mittelscheid, S 12.4
wird stattgegeben.
Die Verwaltung wird beauftragt, das Verfahren zur Einleitung der 1. Änderung der
vorgen. Abgrenzungssatzung vorzubereiten und dem Ausschuss in der nächsten
Sitzung zur Beschlussfassung vorzulegen. Eventuell anfallende externe
Planungskosten, bspw. für Gutachten o.ä., sind von den Antragstellern zu tragen.
Der Antragsteller ist entsprechend zu benachrichtigen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig





STADT HENNEF (SIEG)

Abgrenzungssatzung
- Hennef (Sieg) – Mittelscheid, S 12.4
1. Änderung -

Begründung
- Entwurf gem. § 34 Abs. 6 Satz 1 i.V.m.

§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 Baugesetzbuch
(BauGB) -

Stand: 19.01.2012

                Stadt Hennef (Sieg)
Amt für Stadtplanung und –entwicklung
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1. Allgemeines zur Einbeziehungs- und Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1
Nr. 3 BauGB

Eine Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB ermöglicht die Einbeziehung
einzelner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten Ortsteile. Sie soll eine
maßvolle Erweiterung des Innenbereiches ermöglichen und dadurch einen abgerundeten
Ortsrand bilden. Eine wichtige Voraussetzung ist, dass die Außenbereichsflächen, die in den
Ortsteil durch Satzung mit einbezogen werden sollen, durch die bauliche Nutzung des
angrenzenden Bereiches entsprechend geprägt sein müssen. Da es sich bei den Flächen
innerhalb des Geltungsbereichs einer Ergänzungssatzung um bisherige
Außenbereichsflächen handelt, schafft diese Satzung hier erstmalig Baurecht.

2. Planungsgegenstand

2.1 Anlass und Ziel der Satzungsänderung
Die Aufstellung der 1. Änderung der Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) –
Mittelscheid geht auf einen entsprechenden Antrag des Grundstückseigentümers vom
08.03.2007 zurück. Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz
des Rates der Stadt Hennef (Sieg) hat in seiner Sitzung am 20.03.2007 diesem Antrag
stattgegeben.

Bereits mit Schreiben vom 05.09.2006 hatte der Grundstückseigentümer die Erweiterung
dieser Satzung beantragt. Dieser Antrag wurde jedoch in der Sitzung des Ausschusses für
Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz am 16.01.2007, insbesondere aus
Gründen des Landschaftsschutzes, abgelehnt. Es bestand jedoch Einvernehmen, dass eine
geringfügigere, als die seinerzeit beantragte Satzungserweiterung, unter Wahrung der
Grenzen des Landschaftsschutzes möglich sein könnte.

Der Antragsteller plant nunmehr die Errichtung eines Einfamilienhauses mit Garage in dem
Erweiterungsbereich. Das geplante Wohngebäude tangiert den Landschaftsschutz nicht
(mehr). Es fügt sich von seinen Ausmaßen her in die Umgebungsbebauung ein und passt
sich der dortigen Topographie an.

Ziel der Ergänzungssatzung ist es, den Änderungsbereich als im Zusammenhang bebauten
Ortsteil festzulegen, um so das Bauen auf einfachem, schnellem Weg zu ermöglichen und
die Baurechte dauerhaft zu sichern. Die planungsrechtliche Zulässigkeit des
Neubauvorhabens ist künftig gem. § 34 BauGB gegeben, wenn es sich in die Umgebung
einfügt. Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung ist gegenwärtig als Außenbereich im
Sinne des § 35 BauGB einzustufen. Die Satzung schafft die rechtliche Grundlage für eine
geordnete städtebauliche Entwicklung.

2.2 Räumlicher Geltungsbereich
Das Plangebiet befindet sich in der Ortslage Hennef (Sieg) – Mittelscheid, nordwestlich der
Straße „Im Bogen“. Die Fläche des räumlichen Geltungsbereichs der Satzungserweiterung
beträgt ca. .. ha.

Das Plangebiet umfasst folgende Flurstücke:
Gemarkung Süchterscheid, Flur 36, Flurstücke Nr. 60 und 61

2.3 Nationale und europäische Schutzgebiete und Schutzfestsetzungen
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Das Plangebiet berührt keine nationalen Schutzgebiete oder -objekte nach
Bundesnaturschutzgesetz  oder Landschaftsgesetz NW (LG NW). Es gehört zur
Biotopkatasterfläche
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BK-5209-058 „Siegtal zwischen Lauthausen und Merten“; Vorkommen planungsrelevanter
Arten werden jedoch nicht genannt (vgl. Biotopkataster des Landesamtes für Natur, Umwelt
und Verbraucherschutz, LANUV). Europäische Schutzgebiete wie FFH- oder
Vogelschutzgebiete werden durch das Plangebiet nicht berührt.
Es befinden sich keine denkmalgeschützten Objekte innerhalb des Plangebietes.
Das Plangebiet liegt nicht in einem Wasserschutzgebiet.
Im Plangebiet liegen keine nach Wassergesetz (Landeswassergesetz – LG - vom 25. Juni
1995, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.03.2010) geschützten Objekte oder Flächen.

2.4 Vorhandene Flächennutzung
Bei dem Plangebiet handelt es sich um einen baumbestandenen Ziergarten, der derzeit für
das angrenzende Wohngebäude „Im Bogen 15b“ genutzt wird.

Die unmittelbare Umgebung des Plangebietes weist in nördlicher und östlicher Richtung eine
reine Wohnbebauung, überwiegend Einzelhausbebauung auf. Nördlich schließen sich eine
weitere Rasenfläche und ein Reitplatz an sowie westlich eine Böschung und Grünland. Die
Böschung markiert gleichzeitig die Grenze zum Naturschutzgebiet. Im weiteren Umfeld
über-wiegen landwirtschaftliche Flächen und ein bewaldetes Bachtal.

3. Eingriffsregelung

Eine Umweltprüfung ist durch das BauGB für eine Ergänzungssatzung nicht vorgeschrieben.
Gleichwohl wurde hier eine Artenschutzfachliche Kurzeinschätzung (ASP – Stufe I,
Vorprüfung) in Auftrag gegeben, um zu prüfen, ob und wenn ja, bei welchen Arten durch die
geplante Satzungsänderung artenschutzrechtliche Konflikte auftreten können. Nur wenn
diese Kurzeinschätzung zu dem Ergebnis kommt, dass artenschutzrechtliche Konflikte
möglich sind, wäre für die betreffenden Arten eine vertiefende Art-für-Art-Betrachtung in
Stufe II erforderlich.

Die Artenschutzfachliche Kurzeinschätzung kommt zu dem Ergebnis, dass durch die
geplante Satzungserweiterung keine erheblichen Beeinträchtigungen von
planungsrelevanten Arten (sowie sonstiger Vogelarten) zu erwarten ist, wenn
- Baumfällungen und Gehölzrodungen nur außerhalb der Vogel-Brutzeit erfolgen, d.h. von

Oktober bis Februar und
- für den Fall, dass Vogel-Nistplätze und/oder Fledermaus-Quartiere an/in benachbarten

Gebäudewänden durch An- und/oder Umbau betroffen werden können, diese zunächst auf
Artenbesatz hin kontrolliert und im Bedarfsfall außerhalb der Vogelbrutzeit und/oder
Fledermaus – Quartierbesetzung bzw. im Oktober verschlossen werden.

Darüber hinaus ergeben sich jedoch Auswirkungen auf das Schutzgut „Boden“ durch die
zusätzliche Versiegelung der Fläche. Eine Eingriffsminimierung soll hier durch die
Anpflanzung von 5 Obstbäumen erreicht werden. Da dies innerhalb des Geltungsbereichs
der Ergänzungssatzung nicht möglich ist, wird die Anpflanzung auf einer anderen Fläche
des Grundstückseigentümers, mit vorheriger Zustimmung des städtischen Umweltamtes,
vorgenommen. Der Grundstückseigentümer hat sich hierzu bereits schriftlich bereit erklärt.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass diese Satzungserweiterung nicht die Zulässigkeit
von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
oder nach Landesrecht unterliegen. Es liegen auch keine Anhaltspunkte für eine
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b genannten Schutzgüter (Gebiete von
gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH – Gebiete) und europäische Vogelschutzgebiete) vor.
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass bei Realisierung der beabsichtigten
Siedlungsentwicklung im Bereich der Satzungserweiterung unter Berücksichtigung der
dargestellten Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich keine Beeinträchtigungen der
betroffenen Schutzgüter zu erwarten sind.

4. Verfahren

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des Rates der Stadt
Hennef (Sieg) hat in seiner Sitzung am 20.03.2007 die Aufstellung der 1. Änderung des
Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) – Mittelscheid beschlossen.

5. Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.
2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509).

- die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung –
BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom
22.04.1993 (BGBl. I S. 466)

- die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung – PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509)

6. Anlage

- Artenschutzfachliche Kurzeinschätzung
Verfasser: Büro für Ökologie, Faunistik u. Umweltplanung, Bonn
Stand: 10.01.2012



Beschlussvorlage

Amt: Amt für Stadtplanung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2007/0604 Anlage Nr.: ______

Datum: 01.02.2007

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz

20.03.2007 öffentlich

Tagesordnung

1. Änderung der Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) - Mittelscheid,
S 12.4;
Antrag der …
sowie des Herrn Heinz-Peter Schumacher vom 08.03.2007

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des Rates der Stadt
Hennef (Sieg) beschließt:

Den Anträgen der … und des Herrn Heinz-Peter Schumacher vom 08.03.2007 auf Erweiterung
der Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) – Mittelscheid, S 12.4, um die
Parzellen Nr. … 60 und 61 in der Gemarkung Süchterscheid, Flur 36 wird stattgegeben. Die
Verwaltung wird beauftragt, das Verfahren zur Einleitung der 1. Änderung der vorgen.
Abgrenzungssatzung vorzubereiten und dem Ausschuss in der nächsten Sitzung zur
Beschlussfassung vorzulegen. Eventuell anfallende externe Planungskosten, bspw. für
Gutachten o.ä., sind von den Antragstellern zu tragen. Die Antragsteller sind entsprechend zu
benachrichtigen.

Begründung

Auf die beigefügten Anträge … des Herrn Schumacher wird zunächst verwiesen.

[1. …]

2. Antrag des Herrn Heinz-Peter Schumacher vom 08.03.2007:

Bereits mit Schreiben vom 05.09.2006 hat Herr Schumacher die Erweiterung der
Abgrenzungssatzung für die Ortslage Mittelscheid beantragt. Dieser Antrag wurde in der
Sitzung des Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz am 16.01.2007,
insbesondere aus Gründen des Landschaftsschutzes, abgelehnt. Es bestand jedoch



Einvernehmen, dass eine geringfügigere, als die seinerzeit beantragte, Satzungserweiterung
unter Wahrung der Grenzen des Landschaftsschutzes möglich sein könnte.

- 2 -

Zwischenzeitlich liegen der Verwaltung von Herrn Schumacher ein Antrag auf Vorbescheid für
ein Einfamilienhaus mit Garage sowie ein entsprechender, neuer Antrag auf
Satzungserweiterung vor. Die Verwaltung steht diesem neuerlichen Antrag auf
Satzungserweiterung positiv gegenüber. Das geplante Wohngebäude tangiert den
Landschaftsschutz nicht (mehr). Es fügt sich von seinen Ausmaßen her in die
Umgebungsbebauung ein und passt sich der dortigen Topographie an. Insofern schlägt die
Verwaltung vor, die Satzung für die Ortslage Mittelscheid nunmehr auch in diesem Bereich zu
erweitern […].

Um das Verfahren für die Stadt kostenneutral zu halten, sind eventuell anfallende externe
Planungskosten, bspw. für Gutachten, o.ä., von den Antragstellern zu tragen. Diese sind
entsprechend zu informieren.

Auswirkungen auf den Haushalt

 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme

Bei planungsrelevanten Vorhaben

Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr. �����)

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr. �����)

Mitzeichnung:

Name: Paraphe: Name: Paraphe:
����� �����

����� �����

Hennef (Sieg), den 14.03.2007
In Vertretung

F. Schmidt
Techn. Beigeordneter

Anlagen:
- Antrag der …
- Antrag des Herrn Heinz-Peter Schumacher vom 08.03.2007
- Auszüge aus der Abgrenzungssatzung für die Ortslage Hennef (Sieg) – Mittelscheid, S 12.4



Beschlussvorlage

Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2597 Anlage Nr.: ______

Datum: 16.01.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz

31.01.2012 öffentlich

Tagesordnung

Bebauungsplan Nr. 17. 2 Hennef (Sieg) Heisterschoß West, 12. Änderung

1.Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der
frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB (Empfehlung an den
Stadtrat)
2. Vorstellung und Beschluss des Bebauungsplanentwurfes
3. Beschluss über die Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz empfiehlt, der Rat
der Stadt Hennef (Sieg) möge beschließen:

1. zu B1,
mit Schreiben vom 25.07.2011

Stellungnahme:

Es wird beantragt, dass die Baugrenze künftig im Abstand von ca. 4,00m parallel zur Straße
„Holzgasse“ verläuft.

Abwägung:

Im derzeit noch rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 17.2 verläuft die Baugrenze weder
parallel noch im einheitlichen Abstand zur Straße „Holzgasse“, sondern der Abstand variiert
in einer Bandbreite zwischen mindestens 5,00m und maximal 15,00m. Die Stellungnahme
wird aufgegriffen, um den gesamten Vorgartenbereich westlich der Straße „Holzgasse“
bestandsorientiert und auch für künftige Bauvorhaben gleichermaßen zu regeln. Der Entwurf



sieht für den Antragsteller einen Verlauf der Baugrenze von 5,00m parallel zur Straße vor.

zu B2,
mit Schreiben vom 20.07.2011

Stellungnahme:

Die Stellungnahme kritisiert die (südliche) Radienaufweitung im Bereich der Ecksituation
„Holzgasse“/ „Zum Metzengarten“ und den Widerspruch zwischen beschlossener
Ausführungsplanung (3,55m bei Einbahnverkehr) und dem Entwurf des Bebauungsplanes
(durchgängig 5,00m).

Abwägung:

Die im Entwurf des Bebauungsplanes als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzte Aufweitung
der Fläche mit dem Radius R=9,00m im Eckbereich der Straßen „Holzgasse“ und „Zum
Metzengarten“ ist erforderlich, da es bei der beschlossenen Einbahnstraßenlösung möglich
sein muss, dass landwirtschaftliche Fahrzeuge die südlich gelegenen Flächen weiterhin
erreichen können.

Mit der Beibehaltung der Festsetzung einer 5,00m breiten öffentlichen Verkehrsfläche im
Bereich „Zum Metzengarten“ (s. rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 17.2) soll künftig die
Option offen gehalten werden, wieder einen Zweirichtungsverkehr einzurichten.
Bekanntermaßen hatten sich die Anlieger trotz Bedenken der Verwaltung bei der
Bürgerinformation zum Straßenausbau am 23.02.2011 für die Einbahnstraßenlösung
ausgesprochen.

Abgesehen von der Ausrundung des Einmündungsbereiches erfolgt keine Änderung der
planungsrechtlichen Situation auf dem Grundstück der Antragsteller.

zu T1, LBS NRW
mit Schreiben vom 21.06.2011

Stellungnahme:

Es wird vorgetragen, dass:
- Änderungen an der L 352 der vorherigen Rücksprache bedürfen
- neue Anbindungen nicht zugelassen sind
- Kosten nicht übernommen werden und
- bei weiterer Betroffenheit, weitere Forderungen benannt werden

Abwägung:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Verkehrliche Auswirkungen auf die L 352
sind nach derzeitigem Kenntnisstand durch die Planung nicht zu erwarten.



zu T2, Rhein-Sieg-Kreis 61.2
mit Schreiben vom 14.07.2011

Stellungnahme:

Trinkwasserschutz

Hinweis auf die Lage im Wasserschutzgebiet und Genehmigungspflicht.

Abwasserbeseitigung

Anfallendes Niederschlagswasser ist bei erstmals zu überbauenden Grundstücken zu
versickern oder über vorhandene Regenwasserkanalisation in ein Gewässer einzuleiten.
Entsprechende wasserrechtliche Genehmigungen sind einzuholen.

Abfallwirtschaft

Es werden Hinweise zum Einbau von Recyclingbaustoffen und bei Erkennen von auffälligem
Aushubmaterial gegeben.

Abwägung:

Trinkwasserschutz

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Zwischenzeitlich liegt für die Bereiche, für
die die 12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17.2 Regelungen trifft eine Wasserrechtliche
Genehmigung des Rhein-Sieg-Kreises vor (Genehmigung und Befreiung nach
Wasserschutzgebietsverordnung Wahnbachtalsperre 66.23-04.14.05/2010-00496-Lich).

Abwasserbeseitigung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die 12. Änderung des Bebauungsplanes
beschäftigt sich mit mehreren Teilbereichen, in denen ausgelöst durch den Straßenausbau,
überbaubare Flächen ergänzt werden oder in 3 Bereichen die Bebauung der Grundstücke
überhaupt erst möglich ist. Alle Bereiche sind heute schon kanalisiert, sei es Trennsystem
(Teichstraße) oder Mischsystem (Holzgasse, Zum Metzengarten). Auf Grund der
ungünstigen Bodenverhältnisse ist erfahrungsgemäß keine Versickerung möglich.

Abfallwirtschaft

Der Teil der Stellungnahme zu „Abfallwirtschaft“ wird unter Hinweise in den textlichen Teil
der Bebauungsplanänderung aufgenommen.

zu T3, WTV
mit Schreiben vom 21.06.2011

Stellungnahme:

Anlagen des WTV sind durch die Planung nicht betroffen. Teilbereiche befinden sich in der
Wasserschutzzone IIB innerer Bereich und die Schutzgebietsverordnung ist zu beachten.



Abwägung:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Zwischenzeitlich liegt für die Bereiche, für
die die 12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17.2 Regelungen trifft eine wasserrechtliche
Genehmigung des Rhein-Sieg-Kreises vor (Genehmigung und Befreiung nach
Wasserschutzgebietsverordnung Wahnbachtalsperre 66.23-04.14.05/2010-00496-Lich).

zu T4, rhenag
mit Schreiben vom 04.07.2011

Stellungnahme:

Vorhandene Gas- und Wasserleitungen sind in ihrem Bestand zu sichern und dürfen nicht
überbaut oder überpflanzt werden.

Abwägung:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Trassen liegen, soweit erkennbar im
öffentlichen Raum und somit kann der Forderung entsprochen werden.

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine
Bedenken, Anregungen oder Hinweise vorgetragen:

- RSAG (Formblatt), unitymedia

Der Ausschuss Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des
Rates der Stadt Hennef (Sieg) beschließt:

2. Dem vorgestellten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 17.2 Hennef (Sieg) –
Heisterschoß, 12. Änderung wird zugestimmt.

3. Gemäß § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom
22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), wird der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 17.2 Hennef
(Sieg) – Heisterschoß, 12. Änderung mit Text und Begründung für die Dauer eines
Monats öffentlich ausgelegt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange,
deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, werden gem. § 13a
i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB am Verfahren beteiligt und zur Stellungnahme zu Planentwurf
und Begründung innerhalb eines Monats aufgefordert.



Begründung

Der Aufstellungsbeschluss zur 12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17.2 Hennef (Sieg) –
Heisterschoß und der Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung wurde im Ausschuss am
07.06.2011 gefasst.

Die Bürgerbeteiligung gem. § 3(1) BauGB wurde in der Zeit vom 07.07. bis 21.07.2011
durchgeführt. Hierzu gingen die Stellungnahmen B1 und B2 ein.

Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 16.06.2011 am Verfahren beteiligt.

Für die abwägungsrelevanten Stellungnahmen B1 und B2, sowie T1 bis T4 ist im
Beschlussvorschlag die Abwägung formuliert.

Hier die einzelnen Änderungsbereiche im Überblick:

Änderungsbereich 1 – „Am Schumachersgarten“

Im Verfahren soll der Geltungsbereich dem erforderlichen Straßenausbau angepasst werden.
Bisher wurde nur ein Teil des Kreuzungsbereiches vom rechtskräftigen Bebauungsplan
abgedeckt.

Änderungsbereich 2 – „Holzgasse“ und „Zum Metzengarten“

Da die Straße insgesamt sehr schmal ausfällt, soll die Befahrung, trotz Bedenken im
Einrichtungsverkehr erfolgen. Zusätzlicher Grunderwerb ist in Teilbereichen erforderlich. Eine
im Kurvenbereich befindliche Mauer muss für den Ausbau beseitigt werden. Die im
rechtsverbindlichen Bebauungsplan festgesetzte Breite der öffentlichen Verkehrsfläche wird als
Option für einen Zweirichtungsverkehr beibehalten.

Neben der Erweiterung einer überbaubaren Fläche, die städtebaulich verträglich ist wird im
westlichen Bereich die überbaubare Fläche insgesamt näher an die Erschließung gerückt (s.
auch T1) und so der Vorgartenbereich einheitlich in der Tiefe begrenzt.

Auf Grund der topografischen Verhältnisse ist der Ausbau der mittleren Verbindung zwischen
„Zum Metzengarten“ und „Holzgasse“ nicht weiter vorgesehen und ist daher abgebunden
worden. Hier wurde im Entwurf die Öffentliche Verkehrsfläche reduziert.

Änderungsbereich 3 „Turmstraße“/ „Wiesenstraße“

Hier soll ein parzellenmäßig schon vorhandener Stichweg ausgebaut werden. Der
Bebauungsplan setzt bisher keine öffentliche Verkehrsfläche fest, dies wird jetzt nachgeholt.
Auf dem angrenzenden Grundstück ist eine Erweiterung der überbaubaren Fläche im Entwurf
festgesetzt.

Änderungsbereich 4 „Teichstraße“

Im Änderungsbereich 4 setzt der Bebauungsplan öffentliche Verkehrsfläche im Übermaß fest,
d.h. eine Ausbaulänge, die ca. 130m länger ist, als es die Ausbauplanung vorsieht und dies bei
einer Breite von 8,50m. Zur Aufrechterhaltung dieser Festsetzung besteht kein städtebauliches
Erfordernis und die Reduzierung der öffentlichen Verkehrsflächen und damit des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes auf das erforderliche Maß trägt zur Klarheit und
Eindeutigkeit der planerischen Aussage bei.



Eine Erweiterung der überbaubaren Fläche nördlich der Teichstraße wurde hier vorgenommen,
da die Erweiterung städtebaulich vertretbar ist. Die Forderung des Rhein-Sieg-Kreises nach
einem Abstand zwischen Teich und neuer überbaubarer Fläche von 20,00m wurde
berücksichtigt.

Für diese geringfügige Erweiterung ist der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung
anzupassen.

Änderungsbereich 5 „Teichstraße“ / „Auf der Löven“

Die Erweiterung der überbaubaren Fläche und in diesem Zusammenhang die Festsetzung von
Gebäudehöhen ist auch hier städtebaulich vertretbar, zumal das Sängerheim künftig eine
bauliche Erweiterung erfahren soll und dadurch an dieser Stelle eine neue städtebauliche
Situation entstehen wird. Es wird nun im ersten Schritt eine pauschale Erweiterung der
überbaubaren Grundstücksfläche vorgenommen, die in einem eigenständigen,
nach-geschalteten Verfahren präzisiert werden könnte. Hierzu wären dann aber auf jeden Fall
weitergehende Prüfungen und Gutachten erforderlich.

Änderungsbereich 6 „Feldgartenstraße“ / „Steinkauler Weg“

Städtebaulich ist eine Erweiterung der überbaubaren Fläche vertretbar und unbedenklich. Der
Stichweg soll im Zuge des Straßenausbaues mit ausgebaut werden.

Änderungsbereich 7 „Bergische Straße“ / „Steinkauler Weg“

Hier wird der Bebauungsplan der tatsächlichen Ausbauplanung angepasst

Zwischenzeitlich wurde eine Artenschutzprüfung durchgeführt (s. Anlage) und eine ökologische
Bestandsaufnahme ist Bestandteil der Begründung geworden.

Aufgrund der eingegangenen Stellungnahme (T2) und der Wasserrechtlichen Genehmigung (s.
Anlage) wurde der zeichnerische Teil um einen Textteil ergänzt, der die entsprechenden
Hinweise enthält. Der Text zum Bebauungsplan Nr. 17.2 Hennef (Sieg)-Heisterschoß behält
auch für die Änderungsbereiche Gültigkeit.

Mit den vorgestellten Änderungsbereichen soll im 2. Schritt nun die Beteiligung der
Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der
Öffentlichen Auslegung gem. § 13a i.V. mit § 3(2) und §4(2) BauGB durchgeführt werden.

Auswirkungen auf den Haushalt

 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme
�����



Bei planungsrelevanten Vorhaben

Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr. �����)

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr. �����)

Mitzeichnung:

Name: Paraphe: Name: Paraphe:
����� �����

����� �����

����� �����

Hennef (Sieg), den 25.01.2012

Klaus Pipke

Anlagen:

- Übersichtsliste und Stellungnahmen

- Wasserrechtliche Genehmigung

- Einzelpläne der Änderungsbereiche
Stand: 26.01.2012

- Anpassung des Flächennutzungsplanes im Wege der Berichtigung
  Stand: 26.01.2012

- Textteil mit Hinweisen
Stand: 26.01.2012

- Begründung
  Stand: 26.01.2012

- Artenschutzprüfung, Büro für Ökologie, Faunistik und Umweltplanung
Stand:06.12.2011
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Beschlussvorlage

Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2588 Anlage Nr.: ______

Datum: 11.01.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz

31.01.2012 öffentlich

Tagesordnung

Rahmenplanungsstudie Uckerath - Süd

1. Vorstellung der Studie
2. Beschluss der Studie als Grundlage der weiteren baulichen Entwicklung

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz des Rates der
Stadt Hennef (Sieg) beschließt:

Der in der Sitzung vorgestellten Rahmenplanungsstudie Uckerath Süd wird als Grundlage der
weiteren baulichen Entwicklung in Uckerath zugestimmt. Sie stellt die Basis der künftigen
Entscheidungen im Rahmen von § 34 BauGB und der Bauleitplanung (Flächennutzungsplan
und Bebauungsplan) dar.

Begründung

Wegen der bereits bestehenden Darstellung im Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche (W)
und der Darstellung im Regionalplan als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB), stellt sich die
Frage nach der inhaltlichen und zeitlichen Entwicklung der Flächen zwischen „Nümmstraße“,
„Peterstraße“ und Kantelberg auf der einen Seite und dem Bereich südöstlich „Reiherweg“ und
„Kranichweg“ in Richtung“ Krautscheider Straße“ auf der anderen Seite.

Da auch vereinzelt immer wieder Bauwünsche an die Verwaltung heran getragen worden sind
und auch die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes ansteht, wurde das Büro sgp,
Meckenheim mit der Aufgabe betraut, eine Rahmenplanungsstudie für den Bereich Uckerath



Süd zu erstellen.
Das Ergebnis wird in der Sitzung vorgestellt und soll als Grundlage für die künftige bauliche
Entwicklung dienen.

Hennef (Sieg), den 16.01.2012

Klaus Pipke

Anlagen:

Hennef Uckerath – Rahmenplanungsstudie Uckerath Süd
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I.  Bestandsaufnahme und Analyse Hennef Uckerath Sü d 
I.1      Topographie  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Topographie stellt das besondere Charakteristi-

kum des Plangebietes dar. Von der B 8 neigt sich 
ein Südwesthang von ca. 240 m ü. NN bis auf ca. 
190 m ü. NN. die starke Hangneigung führt dazu, 
dass sich die bestehenden Straßen an den Höhen-
linien orientieren und teilweise geschwungen dem 
Höhenverlauf folgen. Die Häuser staffeln sich ter-
rassenartig abgestuft den Hang hinauf, so dass 
immer wieder auch Ausblicke über die Dächer in 
den Landschaftsraum möglich sind. 
In den Niederungsbereichen verlaufen kleine Bä-
che, die eine naturnahe Gestaltung aufweisen und 
zur Gliederung des Landschaftsraumes beitragen. 
Die anspruchsvolle Topographie macht es erforder-
lich, insbesondere bei folgenden Aspekten Rück-
sicht auf die Höhenlagen zu nehmen: 

- Anordnung und Verlauf der Straßen 
- Wasserabfluss Niederschlagswasser und 

Schmutzwasser 
- Ausblickmöglichkeiten in den Landschafts-

raum. 
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Die Beziehung von Topographie und Bebauung 
wird in der Darstellung sehr deutlich: 

- Die Bebauung folgt in den meisten Fällen 
exakt dem Höhenverlauf des Geländes 

- Die als „Rückgrad“ wirkende Bundesstraße 
B 8 verläuft auf dem vorhandenen Höhen-
rücken 

- Die Einschnitte in der Topographie sind 
auch Einschnitte in der Baustruktur 

- Der historische Ortskern mit Kirche und 
Versorgungseinrichtungen liegt auf dem to-
pographischen Höhenplateau von ca. 230 
m ü. NN. . 
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I.2 Siedlungsflächen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Darstellung der Siedlungsflächen zeigt 
zusammenhängende Innenbereiche um den 
historischen Ortskern. Im Bereich der 1892 
errichteten Kirche an der Lichstraße (L 268).  
 
Die Siedlungsbereiche erstrecken sich auch 
im Bereich der übergeordneten Erschließungs- 
und Verbindungsstraßen und erstrecken sich 
hier weiter in den Landschaftsraum. 
 
Die geschlossene Siedlungsstruktur löst sich 
nach Süden hin sehr stark auf. Nur einzelne 
Häuserzeilen erstrecken sich meist nur einsei-
tig entlang der Erschließungsstraßen.  
 
Einen geschlossenen Ortsrand gibt es hier 
nicht.  
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I.3 Baustruktur 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Baustrukturplan von Uckerath lässt einer-
seits die historische Entwicklung des Ortes 
sehr gut erkennen, andererseits werden die 
Einslüsse aus Topographie und Landschaft 
deutlich.  
 
Ebenso deutllich werden die Unterschiede der 
Bebauung durch ihre Entstehungszeiten. Hier-
auf wird im Folgenden weiter eingegangen.  
 
Historische Entwicklung 
Historisch entwickelte sich das Dorf an einer 
alten bedeutenden Handelsstraße, die  von 
Köln durch den Westerwald nach Frankfurt 
führte - die heutige Westerwaldstraße B 8.  

Ein Siedlungsschwerpunkt ist im südlichen 
Ortsbereich um die 1892 errichtete Kirche an 
der Lichstraße durch deutlich verdichtetere 
Hausformen zu erkennen.Hier wurden auch 
die flächenhaft größeren Baukörper der Dis-
counter und Einkaufseinrichtungen  errichtet.  
Nur noch vereinzelt sind alte Hofformen zu 
erkennen. Deutlich überwiegen inzwischen 
Einfamilienhausstrukturen unterschiedlichen 
Alters. Hierzu zählen freistehende Einfamilien-
häuser älteren Datums auf großen Garten-
grundstücken ebenso wie neuere Siedlungs-
teile, die sich aus verdichteteren Reihenhaus-
strukturen zusammensetzen oder freistehende 
Einfamilienhäuser auf mittelgroßen Grundstü-
cken.  
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Der Baustrukturplanausschnitt zeigt im südli-
chen Teil des Ortes die oben beschriebenen 
Siedlungsstrukturen nochmals deutlich auf.  
 
Darüber hinaus wird erkennbar, dass kein 
geschlossener oder gestalteter Ortsrand nach 
Südwesten und Süden vorhanden ist. Statt 
dessen wurden einzelne Häuserzeilen mit ihrer 
Gartenausrichtung zum Landschaftsraum ge-
baut, die fingerartig in die noch unbebauten 
Flächen hineinragen.  
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1.4 Verkehrsstruktur 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Verkehrssituation wird beherrscht von der 
von Nordwest nach Südost verlaufenden, stark 
befahrenen Bundesstraße B 8 , von der auch 
Störpotentiale durch Verkehrsemissionen zu 
erwarten sind.  
Von Westen führt nördlich des Plangebietes 
die L 268 nach Uckerath hinein. Südlich des 
Siedlungsbereiches Uckerath zweigt die L 171 
nach Süden von der B 8 ab.  
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I.5      Landschaftsbezug 

 
Landschaftsblick von der Kantelbergstraße 
nach Südwesten 
 

 
 
Durch die besondere topographische Situation wird 
der Bezug in den Landschaftsraum an vielen Stel-
len erlebbar. Vom Höhenrücken des Siedlungsbe-
reiches auf ca. 240 m ü. NN geht der Blick in die ca. 
60 m tiefer liegenden Senken und Einschnitte mit 
kleinen Bächen und Baumbestandenen naturnahen 
Uferbereichen. Die abwechslungsreiche Kulturland-
schaft bietet qualitätsvolle wohnungsnahe Naherho-
lungsmöglichkeiten.  
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Panoramablick von der Peterswiese nach Süden 
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1.6     Versorgung / Infrastruktureinrichtungen 

 
blau: Schule, Kirche      rot: Einkaufseinrichtungen 
Aldi Parkplatz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schule 

Durch die Ausstattung des Bereiches Uckerath Süd 
an der Straße Am Markt mit Einkaufseinrichtungen 
und Gastronomie sowie die weiteren privaten Ver-
sorgungseinrichtungen (Geschäfte und Dienstleis-
tungen) an der Hauptverkehrsstraße Westerwald-
straße ist der Bereich gut mit Einkaufs- und privaten 
Versorgungseinrichtungen ausgestattet. 
Die Schule, Friedhof und Kapelle stellen weitere 
Infrastruktureinrichtungen dar, die im 500 m Ein-
zugsbereich des Plangebietes liegen. 
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1.7     Ortsränder und „Fenster in die Landschaft“ 

 
grün: vorhandener Ortsrand                       blau: Blick „Fenster“ in die Landschaft 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Südwestlicher Ortsrand 
 
 
 
 
 
 
 

Die bestehenden Ortsränder sind geprägt durch 
private Gartenbereiche, die direkt an landwirtschaft-
liche Nutzflächen anschließen. 
Wie „Fenster in die Landschaft“ wirken Straßen und 
Wege, die in den Landschaftsraum führen, Haus-
zwischenräume und Blicke über noch unbebaute 
Grundstücksbereiche. 
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1.8     Wichtige Blickbeziehungen und besondere Ort e 

 
Blickbeziehung zur Kirche und zur Friedhofskapelle 
Peterswiese 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Eine wichtige Blickbeziehung betrifft den Ausblick 
auf die Kirche. Sie liegt zwar außerhalb des Plan-
gebietes, aber ihr Turm ist durch die Straßenfüh-
rung weithin sichtbar. 
Einen besonderen Ort am südwestlichen Ortsrand 
bilden die kleine Kapelle und der Friedhof. Sied-
lungsbereich und Landschaftsraum bilden hier eine 
enge, harmonische Verflechtung. Durch die Terras-
senartig ausgebildete Fläche des Friedhofs wird 
hier ein künstliches Niveau geschaffen, das wie ein 
„Balkon“ in den Landschaftsraum ragt. 
 
 
 
 
 
 
Friedhof 
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I.9     Qualitäten im und am öffentlichen Raum 

 
Schule 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wie kleine Oasen der ruhe wirken die kleinen Auf-
enthaltsbereiche und Besonderheiten an verschie-
denen Stellen im Plangebiet. 
Beispielhaft seien hier genannt: 
− Grünbereich mit Sitzbank und Pumpe an der 

Schule (1) 
− Sitzbank an der Kreuzung Peterswiese (2) 
Diese besonderen Orte schaffen Aufenthaltsquali-
tät. Sie wirken aber auch wie dörfliche Elemente, da 
sie nicht den strengen Kanten städtischer Formen-
sprache folgen. 
 
 
 
 
 
 
 
Sitzbank an der T-Kreuzung Peterswiese 
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Hofanlage mit Walnusbaum 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Peterswiese 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Hierzu zählen auch kleine Hofanlagen mit Baumbe-
stand (3) und  geschwungene Straßenverläufe (4). 
Selbst dort, wo die Straßen geradlinig verlaufen, 
werden sie versetzt „geschwungen“ im Straßenver-
lauf gestaltet, so dass auch hier, zusammen mit den 
großzügigen begrünten Vorgartenbereichen, ein 
dörflicher Charakter entsteht.(5). 
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  1.10     Mögliche Problembereiche 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
landwirtschaftlichen Gehöft mit Milchvieh-
wirtschaft 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Lkw-Stellplatz 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Als mögliche Problembereiche für eine 
weitere Bebauung können sich Abstands-
probleme zu 

− dem landwirtschaftlichen Gehöft mit 
Milchviehwirtschaft 

− dem Lkw-Stellplatz 

− dem durch Verkehrsemissionen be-
lasteten Randbereich z ur B 8 

ergeben.  
 
Diese möglichen Probleme sind im weite-
ren Verfahren ggf. durch Schallgutachten 
zu prüfen und zu beachten. 
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II. Konzeptionelle Ansätze zur städtebaulichen Entw icklung von Uckerath-Süd 
 
Die Bestandsaufnahme und Analyse der städtebaulichen Situation und der natürlichen Gege-
benheiten im Gebiet Uckerath-Süd zeigt, dass insbesondere 
 
− die ausgeprägte Topographie 
 
− die Bezüge zu den landschaftlichen Besonderheiten und 
 
− der Bedarf an ortstypischen Bau- und Siedlungsformen 
 
bei der weiteren städtebaulichen Entwicklung berücksichtigt werden sollten. 
 
Es werden deshalb konzeptionelle Ansätze dargestellt und erläutert, die unter diesen genannten 
Gesichtspunkten sinnvoll erscheinen. 
 
 
II.1. Die Topographie als genius loci des Ortes 
 
 Bei einer Führung der Erschließungsstraßen auf den Höhenlinien entstehen keine bzw. nur 

geringe Höhenversprünge bei der Lage der Gebäude entlang der Erschließungsflächen. Die 
Straßen können geschwungen dem Höhenverlauf folgen, ohne Einschnitte bzw. Aufschüt-
tungen. Nur wenige Querstraßen schaffen Verknüpfungen. 

 
 Durch die Bebauung entlang der Topographie staffelt sich die Bebauung terrassenförmig ab, 

d. h. die vom Landschaftsraum aus gesehenen zurück liegenden Gebäude haben den Blick 
über die Dächer der davor angeordneten Bebauung in den Landschaftsraum hinein. 

 
 Bei der Bebauung im Verlauf der Topographie entstehen keine entwässerungstechnischen 

Probleme. Straßenbautechnische Probleme wie z. B. steile Straßengradienten können weit-
gehend vermieden werden. 

 
Die besondere Topographie des Ortes wird mit der Bebauung und der Straßenführung er-
lebbar. 

 
 
II. 2. Herausragendes Qualitätsmerkmal: Wohnen mit Landschaftsbezug 
 
 Die Vermutung liegt nahe: Wer in Uckerath wohnt, möchte die besonderen Qualitäten, die 

wechselvolle und kleinteilige Landschaft des Westerwaldes, möglichst aus dem Wohnzim-
merfenster genießen. Insofern gilt es, interessante Landschaftsblicke zu erhalten und die 
Bebauung terrassenartig so anzuordnen, dass der Landschaftsbezug auch für die 2. und 3. 
Reihe erlebbar bleibt. 

 
 Taleinschnitte, Senken und Bachläufe sollen als begrünte Leitlinien erhalten bleiben und 

weiter entwickelt werden. 
 
 Landschaftsstrukturelemente wie Hecken und Baumreihen sollen auch im Siedlungsbereich 

fortgesetzt werden wie z. B. Hecken als Ortsrandeingrünung, Baumreihen im Verlauf der 
Straßen und Wege. 

 
 Historische Landschaftselemente wie z. B. Streuobstwiesen können als Kompensations-

maßnahmen den Übergang von Landschafts- und Siedlungsraum definieren und neue Qua-
litäten schaffen. 
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II. 3. Weiterentwicklung ortstypischer Bau- und Sie dlungsformen 
 
 Die Baustruktur zeigt in Uckerath das breite Spektrum der möglichen Bauformen. An weni-

gen Stellen gibt es noch historische Hofformen, die heute als neue Bauform nur für einzelne 
besondere Bedarfsgruppen in Frage kommt. 

 
 An einigen Stellen in Uckerath wurden verdichtete Einfamilienhausstrukturen – hier als Rei-

henhausgruppe – gebaut oder konzipiert. Diese Bauform ist eher geeignet für innerstädti-
sches Wohnen oder für Wohnen in Verdichtungsräumen. Insofern stellen die Einfamilien-
hausstrukturen in offener Bauweise mit freistehenden Einzelhäusern oder mit Doppelhäu-
sern den wesentlichen Teil der vorhandenen Baustruktur dar und zeigen so auch den ortsty-
pischen Bedarf von Einfamilienhäusern auf mittleren bis großen Gartengrundstücken auf. 

 
 Dabei sind im Bestand kaum geradlinige Baufluchten erkennbar. Vielmehr schaffen 

Schwünge in der Bauflucht, Versätze und Lücken eine dörflich anmutende Struktur auf, wel-
che nicht die klaren, geraden städtischen Linien und Baufluchten zum Vorbild hat. 

 
 An einigen Stellen, an denen es räumliche Aufweitungen und kleine Plätze gibt, sind diese 

besonders gestaltet und erhalten z. B. durch 
 
 − Schwengelpumpe 

 − Bank 

 − Baum 
 
 einen besonderen Charakter mit Aufenthaltsqualität. Das Verweilen an derartigen Orten ist 

dann ein besonderes Erlebnis, wenn der Bezug zum Landschaftsraum gegeben ist – als 
räumliche Fortsetzung oder als Blickbeziehung. 

 
 Insgesamt zeigen die erläuterten konzeptionellen Ansätze zur städtebaulichen Entwicklung 

eine Vielzahl von Möglichkeiten, die Besonderheiten des Ortes zu erhalten und so in eine 
neue Bebauung einzubeziehen, dass sich hieraus Qualitäten für neue Baugebiete ergeben. 
Wichtige Voraussetzungen für die Weiterentwicklung wie z. B. 

 
 − günstige Anbindungen an vorhandene Verkehrssysteme 
 

 − Nähe zur sozialen Infrastruktur wie Kindergarten, Schule, Kirche 
 

 − Nähe zur Versorgungsinfrastruktur Einkaufseinrichtungen und Dienstleistungseinrich-
tungen 

 
 sind gegeben. Weitere Voraussetzungen wie 
 
 − technische Infrastruktur zur Ver- und Entsorgung 
 

 − vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
 
 sind im weiteren und in nachfolgenden Verfahren noch zu bearbeiten. Da dieses sicher 

über einen längern Zeitraum erfolgen wird, ist es notwendig, rahmenplanerische Vorstel-
lungen so zu entwickeln, dass sich  hieraus Teilbebauungspläne ableiten lassen. 
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III. Entwurfsansätze zur städtebaulichen Entwicklun g von Uckerath-Süd 
 
III.1 Städtebauliche Entwurfsstudie 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
III. 2. Landschaftsplanerische und ökologische Bela nge  
 
 Der Ortsteil Uckerath ist vollständig von geschützten Landschaftsteilen umschlossen. Die 

wesentlichen Gebiete sind als Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen, während die Ein-
schnitte in das Gelände mit den kleinen Bachläufen und Niederungsflächen sowie die 
Waldflächen als Naturschutzgebiete ausgewiesen sind. 

 
 Diese Schutzgebiete zeichnen den umgebenden, vielfältig gestalteten und topographisch 

bewegten Landschaftsraum aus und sind in Fern- und Nahwirkung für die Bewohner erleb-
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bar. Es entsteht so ein abwechslungsreiches Bild mit unterschiedlichen Grünelementen und 
sehr differenzierten Biotopen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Die Entwurfsplanung nimmt hierauf insofern Bezug, als dass die Bebauung sich in ihrer 

Anordnung an den Höhenlinien orientiert und so ökologische und ökonomische Aspekte in 
Einklang bringt. An wichtigen Stellen sieht der städtebauliche Ansatz Aufenthaltsbereiche 
mit kleinen Grünflächen, Baumstandorten und Sitzbänken vor. Von diesen Standorten gibt 
es Ausblicke in die Landschaft, die so auch Identifikationspunkte für die Bewohner bilden. 
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 Weitere ökologische Belange beziehen sich auf 
 
 − Stellung der Gebäude nach Südwesten und Süden 

 − Berücksichtigung der Topographie 

 − weitgehende Verhinderung gegenseitiger Verschattungen 

 − Planung angemessener Grundstücksgrößen. 
 
 Die Errichtung der Einfamilienhäuser in Passivhausbauweise und die Verwendung regenera-

tiver Baustoffe obliegt den jeweiligen Bauherrn bei der weiteren Realisierung. 
 
 
III.3 Energetische Aspekte bei der Planung 
 
 Die entsprechend der Topographie abgestaffelte Bebauung und die konsequente Südwest- 

und Südausrichtung machen es problemlos möglich Sonnen-, Energie-  und Photovoltaikan-
lagen auf den Hausdächern zu errichten. Das einprägsame Bild und die markante bauliche 
Struktur schaffen an diesem Ort eine besondere Marke, die auch zu einer neuen Qualität der 
Energieversorgung führen kann. Die Individualität der Einzelhausbebauung sichert dabei 
trotz klarer städtebaulicher Gesamtform eine vielfältige Gestaltung. Die großzügigen Garten-
grundstücke, die offene Einzelhausbebauung und die organisch geschwungen verlaufenden 
Erschließungsräume bewirken trotzt der Stringenz des städtebaulichen Entwurfs eine dörfli-
che Vielfalt, die hier im ländlichen Umfeld gewünscht wird. 
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IV. Ausblick 
 
 Der städtebauliche Rahmenplan zeigt im Entwurf, dass im südlichen Bereich des Ortsteils 

Uckerath erhebliche Potentiale für eine qualitätsvolle Weiterentwicklung der Bauflächen 
vorhanden sind. 

 
 Bei Vollausschöpfung der in der städtebaulichen Studie dargestellten Bauflächenentwick-

lung ergeben sich Grundstücke für insgesamt ca.  
 

160 neue Einfamilienhäuser. 
 
 Da wegen der Ortsrandlage auf städtebauliche Verdichtungen verzichtet werden sollte, 

werden nur freistehende Häuser vorgeschlagen. Mit ihren Ausrichtungen zum Landschafts-
raum und der topographischen Situation des nach Süden geneigten Hanges sind die 
Grundstücke besonders qualitätsvoll und hochwertig. In der Anordnung folgen sie der  
Topographie, die durch Gebäudestellung und Straßenführung nachvollzogen wird und dem 
Siedlungsbereich dadurch den ortstypischen Charakter verleiht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Hennef 
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 Da der bestehende Flächennutzungsplan nicht alle Flächen im südlichen Teil des Plange-
biets als Wohnbauflächen ausweist, wird hier eine Flächennutzungsplanänderung erforder-
lich. 
 
Die Darstellungen im Flächennutzungsplan zeigen jedoch, dass alle neuen Bauflächen in-
nerhalb der Flächen liegen, die im Regionalplan als Allgemeine Siedlungsbereiche darge-
stellt sind. Insofern ergeben sich durch die neuen Siedlungsflächenerweiterungen keine 
Konflikte mit den Zielen der übergeordneten Planung. 

 
 Wesentlicher Punkt bei der Siedlungsflächenentwicklung stellt die Verkehrserschließung 

dar. Hier wird vorgeschlagen, die südlichen Bereiche direkt an die Bundesstraße B 8 anzu-
schließen. Um keinen neuen Knotenpunkt zu erzeugen, könnte die bestehende Einmün-
dung als leistungsstarker Kreisverkehrsplatz ausgebaut werden, der den Ortseingang deut-
lich im Verkehrsverlauf markiert und alte und neue Straßeneinmündungen aufnimmt, ohne 
den Verkehrsfluss auf der Bundesstraße unangemessen zu behindern. 

 
 Für die weitere Bauleitplanung sind entsprechend dem Bedarf Bebauungspläne aufzustel-

len und die Erschließungsanlagen zu ertüchtigen, bzw. neu herzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
Meckenheim, den 15.11.2011 
Naumann/Wü/S-532_Gesamtstudie 

 
gez. Dr. D. Naumann 
 
sgp architekten + stadtplaner BDA 
 
 
 



Beschlussvorlage

Amt: Bauordnung und Untere Denkmalbehörde TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2589 Anlage Nr.: ______

Datum: 12.01.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz

31.01.2012 öffentlich

Tagesordnung

Zurückstellung des Bauantrages nach § 15 BauGB für die Errichtung eines
Mehrfamilienwohnhauses in Gemarkung Altenbödingen, Flur 5, Flurstück 47.

Beschlussvorschlag

Der Bauantrag zur Errichtung eines Mehrfamilienwohnhauses auf dem Grundstück
Gemarkung: Altenbödingen, Flur: 5, Flurstück 47 im Helltgen 21 wird gemäß § 15
Baugesetzbuch für ein Jahr zurückgestellt.

Begründung

Auf dem Baugrundstück wurde einen Bauantrag zur Errichtung eines Achtfamilienwohnhauses
eingereicht. Das Bauvorhaben widerspricht nicht den Festsetzungen des rechtskräftigen
Bebauungsplanes 02.02 Allner Dorf und wäre damit baugenehmigungsfähig.

Das Vorhaben hat eine Grundfläche von mehr als 400 m² und von der Talseite sind 5 Etagen
wahrzunehmen. Das Gebäude weist eine Breite von 29,55 Meter auf.

Diese Bebauung widerspricht der in diesem Bereich vorhandenen Bausubstanz und der Absicht
dort ein harmonisches Umfeld von Wohngebäuden entstehen zu lassen.

Mit Aufstellungsbeschluss vom 18.11.2003 wurde die 9. vereinfachte Änderung des
Bebauungsplanes 02.02 Allner Dorf beschlossen. Grundlage war damals ebenfalls ein
Bauantrag für einen Neubau in Terrassenform. Dieser Bauantrag wurde aber nicht
abschließend entschieden.



Die Zurückstellung eines Bauvorhabens ist nach § 15 BauGB auf maximal ein Jahr beschränkt.

Hennef (Sieg), den 12.01.2012

Klaus Pipke

Anlagen

Lageplan und Ansichten













Beschlussvorlage

Amt: Umweltamt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2585 Anlage Nr.: ______

Datum: 06.01.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz

31.01.2012 öffentlich

Tagesordnung

"Earth Hour 2012"
Antrag der Grünen Jugend Hennef vom 16.12.2011

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz befürwortet eine
Beteiligung der Stadt Hennef an dem Projekt Earth Hour 2012 in Form folgender Maßnahmen:
 Abschaltung der Beleuchtung im Alten und Neuen Rathaus am Samstag, 31.03.2012

von 20:30 – 21:30 Uhr
 Abschaltung der Beleuchtung von Sehenswürdigkeiten (Burg Blankenberg,

Wallfahrtskirche Bödingen) im gleichen Zeitraum
 Ankündigung und Erläuterung der Aktion in einer Pressemitteilung

Begründung

Die von Medienkonzernen wie der Bild, Google und ProSieben, aber auch von BUND,
Greenpeace und WWF unterstützte Aktion Projekt Earth Hour wird weltweit bereits seit 2007
durchgeführt, stößt allerdings in Deutschland auf vergleichsweise geringe Resonanz.
In der Umweltschutzbewegung wurde die reine Symbolwirkung und der „Happening-Charakter“
kritisiert, der letztlich zu keiner nachhaltigen veränderten Verhaltensweise in punkto
Energieverbrauch führt. Von einer gewissen medialen Aufmerksamkeit und damit hilfreichen
Thematisierung des Energieproblems kann man aber auch 2012 ausgehen.
2011 haben in unserer Region die Städte Köln (Verdunkelung von Dom, Hohenzollernbrücke,
zwölf romanische Kirchen), Bonn (Verdunkelung von rd. 40 Objekten, darunter Rathaus u.
Posttower) und Wesseling teilgenommen.

Das symbolträchtige Abschalten der Beleuchtung der genannten Objekte lässt sich relativ
einfach bewerkstelligen. Burg Blankenberg und die Wallfahrtskirche Bödingen stünden dann in
einer Reihe mit der vermutlich wiederum teilnehmenden Akropolis, dem Buckingham Palast,
dem Eiffelturm und dem Empire State Building.



Hinsichtlich Veranstaltungen wie Kerzenlicht-Inszenierungen, Music-Acts und andere im Antrag
genannten Aktionen möchte die Stadtverwaltung allerdings nicht in Konkurrenz zu den örtlichen
Initiatoren treten und lädt alle Träger dieser Idee zu eigenen kreativen Beiträgen ein.

Hennef (Sieg), den 06.01.2012

Klaus Pipke
Burgermeister









Beschlussvorlage

Amt: Umweltamt TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2592 Anlage Nr.: ______

Datum: 13.01.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Ausschuss für Umweltschutz,
Dorfgestaltung und Denkmalschutz

31.01.2012 öffentlich

Tagesordnung

Erweiterung der Nutzung des Allner Sees für Segelkurse
Antrag des Segel-Clubs Rhein-Sieg e.V. vom 26.09.2011

Beschlussvorschlag

Der beantragten Ausweitung des Segelangebots auf dem Allner See wird zum derzeitigen
Zeitpunkt nicht zugestimmt.

Begründung

Der Ausschuss für Umweltschutz, Dorfgestaltung und Denkmalschutz hat in seiner Sitzung am
06.03.2010 einer Segelnutzung auf dem Allner See unter der Maßgabe folgender
Rahmenbedingungen zugestimmt:

1. Das Segeln wird ausschließlich auf einen 1 x wöchentlich stattfindenden Kurs im
Rahmen einer Schulsport-AG außerhalb der Wochenenden beschränkt. Aufgrund
anderweitig bereits vergebender Übungszeiten kommt lediglich der Donnerstag oder
Mittwoch infrage. Angesprochen sind ausschließlich Hennefer Schulen. 

2. Eine direkte Anfahrt des Allner Sees mit Kfz ist nicht möglich. Fahrzeuge können nur
auf dem Parkplatz unterhalb der Autobahnbrücke abgestellt werden, der ca. 400 m von
der Einlassstelle der Boote entfernt ist. Der weitere Transport muss unmotorisiert
bewältigt werden.

3. Auf Grund der geringen Größe des Allner Sees und der verschiedenen Vorrangzonen
(Vorrangzone Landschaftsschutz, Vorrangzone Angelsport und Vorrangzone Erholung)
ist das Segeln nur im Bereich der Vorrangzone Erholung vertretbar. Ein (auch
versehentliches) Anlanden in den anderen Uferbereichen würde die jahrelang laufenden
Bemühungen konterkarieren, diese Bereiche durch Abpflanzungen ruhigzustellen. Auf
der Wasserfläche ist ein Dreieckskurs verbindlich festzusetzen, der die Störungsfreiheit
in den anderen Zonen gewährleistet.



4. Die ortsfeste oder provisorische Errichtung einer Unterbringung für Boote und
Segelausrüstungen ist aufgrund der Hochwassergefahr und der Bedeutung des
Gebietes für den Erholungsverkehr generell nicht möglich.

5. Zum Einsatz kommen sollten ausschließlich die Bootstypen „Optimisten“. Die Stückzahl
der im Einsatz befindlichen Boote ist auf maximal 10 Stück zu beschränken.

6. Der Betrieb von Benzinmotoren ist generell verboten. Falls die
Sicherheitsanforderungen dies erfordern, kann 1 elektrobetriebenes  Schlauchboot von
der Übungsleitung eingesetzt werden.

7. Es wird noch einmal darauf hingewiesen, dass seitens der Stadt keine Leistungen
hinsichtlich Aufsicht, Abfallentsorgung, Erschließung, Sperrungen,
Parkraummanagement und Gefahrenabwehr erbracht werden können.

8. Der uneingeschränkte Zugang der Bürger zum Erholungsgebiet Allner See muss auch
während der Übungszeiten gewährleistet sein.

9. Da keinerlei Erfahrungen mit Segelbootverkehr auf dem Allner See sowie deren
Akzeptanz für die sonstigen Nutzer vorliegen, wird eine Genehmigung probeweise und
jederzeit widerrufbar ausgesprochen.

Diese Vertragsinhalte haben sich im Grundsatz bewährt.
Im Hinblick auf Punkt 9 spricht daher nichts gegen eine Verlängerung der Segelnutzung im
bisherigen Umfang.

Mit Schreiben vom 26.09.2011 hat der Segel-Club-Sieg e.V. eine Ausweitung der
Nutzungszeiten auf 2 Nachmittagen pro Woche beantragt (s. Anlage).

In der damaligen Anhörung haben sowohl der Heimat- und Verschönerungsverein Allner als
auch die Untere Landschaftsbehörde ihre Zustimmung von der strikten Einhaltung der vor-
genannten  Rahmenbedingungen abhängig gemacht. Der Fischschutzverein Siegburg e.V.,
Pächter des Allner Sees als Angelgewässer, hat sich mit deutlichen Worten gegen jede
Segelnutzung ausgesprochen. Die aus fischereifachlicher Sicht durch die Segelnutzung
hervorgerufene Wertminderung wurde gutachterlich beziffert und im Fischereipachtvertrag
entsprechend berücksichtigt.
Vor diesem Hintergrund ist eine Verdoppelung der Übungszeiten nach nur einem Jahr
Vertragslaufzeit nur schwer vermittelbar. Zudem blieb im zurückliegenden Sommer die übliche
Hitzeperiode aus, so dass sich der Ansturm auf den See in Grenzen hielt. Bei normalem
Witterungsverlauf kann sich die Situation anders darstellen. Die Verwaltung schlägt daher vor,
es zumindest für ein weiteres Jahr beim derzeitigen zeitlichen Umfang von einem Werktag zu
belassen.

Hennef (Sieg), den 13.01.2012

Klaus Pipke
Bürgermeister
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Umbesetzung innerhalb der Baumschutz- und Grünflächenkommission
Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen vom 27.09.2011

Beschlussvorschlag

Die aktuelle Besetzung der Baumschutz- und Grünflächenkommission wird zustimmend
zur Kenntnis genommen.

Begründung

Aufgrund des beigefügten Antrages der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen und des
Aus-scheidens von Frau Schramm aus der Partei „Die Linken“ , die damit ihren Fraktionsstatus
eingebüßt hat und somit keine beratende Stimme mehr in der Baumschutz- und
Grünflächenkommission hat, ergibt sich folgende Neubesetzung:

Elisabeth Keuenhof ( Vertreter: Theo Walterscheid)  CDU-Fraktion
Peter Auerbach ( Vertreter: Edmund Heller )   CDU-Fraktion
Hans Peter Höhner ( Vertreterin: Claudia Berger)   CDU Fraktion
Günter Kania  ( Vertreter: Heinz Willi Sauer )  CDU Fraktion
Axel Precker  ( Vertreter: Edelgard Deisenroth-Specht) SPD Fraktion
Irene Stratmann ( Vertreter: Wolfgang Henscheid)  SPD Fraktion
Hans Ludwig  ( Vertreter: Harald Chillingworth)  Fraktion Die Unabhängigen
Willi Raderschadt ( Vertreter: Wolfgang Uhde)   FDP Fraktion
Gerd Hasselberg ( Vertreter: Dr. Kurt Kropp)   Bündnis 90/Die Grünen

Hennef (Sieg), den 13.01.2012

Klaus Pipke



Bürgermeister
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Beiliegend wird die Niederschrift über die Sitzung der Baumschutz- und
Grünflächenkommission vom 21.11.2011 zur Kenntnis gegeben.

Hennef (Sieg), den 03.01.2012

Klaus Pipke
Bürgermeister



Postanschrift: Stadt Hennef · Postfach 1562 · 53762 Hennef
An die Vertreter der Grünflächen-Kommission
Elisabeth Keuenhof (Vertr. Theo Walterscheid) CDU-Fraktion
Peter Auerbach (Vertr. Edmund Heller), CDU-Fraktion
Hans Peter Höhner (Vertr. Claudia Berger), CDU-Fraktion
Günter Kania (Vertr. Heinz Willi Sauer), CDU-Fraktion
Axel Precker (Vertr. Edelgard Deisenroth-Specht), SPD-Fraktion
Irene Stratmann (Vertr. Wolfgang Henscheid), SPD-Fraktion
Hans Ludwig (Vertr. Harald Chillingworth), Fraktion Die
Unabhängigen
Willi Raderschadt (Vertr. Wolfgang Uhde), F.D.P.- Fraktion
Gerd Hasselberg ( Vertr. Dr. Kurt Kropp), Bündnis 90/DIE Grünen
Christine Schramm 

Umweltamt

Ansprechpartner
Marion Holschbach

Tel. 0 22 42 / 888 306
Fax 0 22 42 / 888 7306
E-Mail
m.holschbach@hennef.de
Zentrale 0 22 42 / 888 0
Zimmer 2.04

Datum: 16.12.2011

19. Sitzung der Baumschutz- und Grünflächenkommission am 21.11.2011
 Niederschrift

Teilnehmer Verwaltung
Fr. Keuenhof
Hr. Auerbach
Hr. Hasselberg
Hr. Höhner
Hr. Kania
Hr. Precker

Fr. Lorenz
Hr. Oppermann

Nach Besichtigung der beiden Örtlichkeiten wurden folgende Beschlüsse gefasst.

1. Straßenbaum Im Heltgen 29
Aufgrund der Tatsache, dass der südliche Straßenbaum (Spitzahorn) mit seinem Wurzeln massiv in
die Fugen der Begrenzungsmauer und der Einfassung wächst, wird einer Baumfällung zugestimmt.
Die geplante Errichtung einer Photovoltaikanlage ist aber generell kein hinreichender Grund für die
Entfernung des Baumes.

2. Platanen vor Pappelallee 3
Die bereits von anderen Standorten bekannte problematische Konstellation aus verhältnismäßig
kleinen Pflanzbeeten mit unzureichend aufbereitetem Standort, umliegendem Betonformsteinpflaster
und Platanenbesatz führt auch im Gewerbegebiet in der Pappelallee zu Pflasterschäden. Die
Kommission beschließt die aktuell in Rede stehende Platane zu fällen, die entstandenen
Pflasterschäden auf dem Parkplatz des Grundstücks Pappelallee 3 auszubessern und den
Platanenbestand in der Pappelallee insgesamt Zug um Zug gegen verträglichere Baumarten
auszutauschen.

Mit freundlichen Grüßen



 Im Auftrag

J. Oppermann

Verteiler:
per Mail: Frau Keuenhof, Herr Walterscheid, Herr Auerbach, Herr Heller , Herr Kania, Herr Sauer,
Frau Berger, Herr Höhner ( CDU Fraktion ), Frau Deisenroth-Specht, Frau Stratmann, Herr Henscheid
(SPD-Fraktion ) Herr Chillingworth, Herr Ludwig  ( Fraktion Unabhängige) Herr Uhde ( FDP-Fraktion),
Herr Hasselberg ,
Herr Dr. Kurt Kropp (Fraktion Bündnis90/Grüne ) Frau Schramm
sowie:  Herr Oppermann, Frau Lorenz, Herr Wiegel, Herr Narres, Herr Stenzel,
per Ratspost:  Herr Precker,  Herr Raderschadt
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Baumfällstatistik 2011

Mitteilungstext

Entsprechend dem Beschluss des Ausschusses für Umweltschutz, Dorfgestaltung und
Denkmalschutz vom 09.07.03 berichtet die Verwaltung zusammenfassend über die Fällung von
gem. Baumschutzsatzung geschützten, sowie städtischen Bäumen innerhalb des Jahres 2011.

1. Baumfällungen im Rahmen der Baumschutzsatzung im Jahr 2011:

Bäume innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereiches der
Bebauungspläne mit einem Stammumfang von mehr als 100 cm in 1 m Höhe gemessen,
unterliegen der Hennefer Baumschutzsatzung (Ausnahme: Obstbäume). Die Satzung verbietet
grundsätzlich die Fällung der geschützten Bäume, lässt aber in begründeten Fällen Ausnahmen
und Befreiungen zu.
Im Jahr 2011 wurden  77 Anträgen zur  Fällung von insgesamt 177 geschützten Bäumen
gestellt. Es waren  122 Nadelbäume und 55  Laubbäume betroffen.

Inhaltlich wurden  die  Fällanträge wie folgt begründet:
(Mehrfachnennungen bei Ausnahmen und Befreiungen sind  möglich)

§3 Ziffer 1b 12
( anstehende Baumaßnahmen )
§3 Ziffer 1c 45
( drohender/bereits eingetretener Schaden an angrenzenden Gebäuden)
§3 Ziffer 1d  8
( schlechter Zustand der Bäume durch Krankheit, Sturmschäden etc...) 
§3 Ziffer 2a  20
(Sonstige o. einzeln erfasste Begründungen einschl. Härtefallregelung)

Im Ergebnis wurden 69 Fällungen  wie beantragt oder leicht modifiziert genehmigt,
8 Anträge wurden abgelehnt.



Zusätzlich wurden 5 Fällungen  ungenehmigt durchgeführt.
Diese Verfahren sind noch nicht abgeschlossen. In der Regel wird hier ein Ersatz im
Verhältnis 1:3 gefordert.

Die Genehmigungen wurden, soweit möglich, mit der Nebenbestimmung versehen, geeignete
Ersatzpflanzungen durchzuführen. So wurden 162  Laubbäume als Ersatzpflanzung
angeordnet. Außerdem wurden mehrere Hecken mit einer Gesamtlänge von ca. 100 m gesetzt.
Ersatzgelder für ungenehmigte Fällungen oder nicht mögliche Ersatzpflanzungen
wurden in Höhe von  4.300 € festgesetzt und realisiert.

2. Baumfällungen auf städtischen Grünanlagen im Jahr 2011:

Straße Baum
Nr. St. Bezeichnun

g Begründung Ersatz

Gefahrenfällungen

unterhalb FH Bröl 1 Baum extremer Schräglage  kein Ersatz
vorgesehen

Sportheim Allner 1 Linde
zu dichter Bestand

die anderen Bäume können sich nun besser
entwickeln

 kein Ersatz
vorgesehen

Pappelallee 18 Pappeln Starke Schäden im Wurzel- und
Kronenbereich

 Ersatz
vorgesehen

Frankfurter Straße
vor Jagdhütte 1 Linde Abgestorben

evtl. Ersatz nach
Umbau

Abbiegespur

Wippenhohner
Straße 2 Linden Abgestorben bzw. krank Ersatz gepflanzt

Spielplatz
Weldergoven 1 Kastanie Abgestorben Ersatz

vorgesehen

Oberhalb des
Wildparks 1 Eiche auseinander gebrochen kein Ersatz

vorgesehen

FH Uckerath
Kiga Uckerath

Fällung mehrerer Bäume die zu dicht am
Kiga Gebäude standen

kein Ersatz
vorgesehen

Ladestraße 1 Kastanie Starke Schäden im Kronenbereich Ersatz
vorgesehen

FH Happerschoss 1 Eiche Grabstein angehoben und beschädigt kein Ersatz
vorgesehen

FH Bröl 1 Esche Abgestorben kein Ersatz
vorgesehen

FH Warth 1 Buche Abgestorben Ersatz
vorgesehen

An den Ellmen 5 Kirschen Starke Schäden im Wurzel- und
Kronenbereich Ersatz gepflanzt



Lauthausen 1 Esche extremer Schräglage kein Ersatz
vorgesehen

Realschule 1 Zuckerahorn Starke Schäden im Kronenbereich kein Ersatz
vorgesehen

Kurpark 1 Linde Starke Schäden im Kronenbereich
und Wurzelbereich

kein Ersatz
vorgesehen

die meisten Bäume unterlagen nicht der
Baumschutzsatzung

Hennef (Sieg), den  09.01.2012

Klaus Pipke
Bürgermeister
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Ausstellung „Baum trifft Mensch“

Vom 23. Januar 2012 bis 03. Februar 2012 wird im Foyer der Meys-Fabrik die
Baumausstellung  „Baum trifft Mensch“  zu Gast sein. Auf 16 Tafeln werden viele verschiedene
Themen rund um den Baum für den interessierten Laien verständlich dargestellt. Fragen wie
“Ist jeder hohle Baum gefährlich?“, „Wie sieht fachgerechte Baumpflege aus?“, „Welche
Bedeutung haben Bäume überhaupt für uns und unsere Umwelt?“ werden ebenso behandelt,
wie Thematiken wie „Pilze an Bäumen“, „Wurzeln“ und „Rinde“. Um die Ausstellung noch
interessanter und anschaulicher zu gestalten, werden verschiedenste Baumexponate gezeigt
und für Groß und Klein gibt es ein Baumscheibenrätsel, mit dem man seine Kenntnisse über
Baumarten überprüfen und erweitern kann.

Filmvorführung „ Voices of Transition“

Im Rahmen der in Großbritannien entstandenen Transition Town Bewegung (Stadt im Wandel)
gestalten seit  2006 Umwelt- und Nachhaltigkeitsinitiativen in vielen Städten und Gemeinden
der Welt einen grundlegenden Wandel der Gesellschaft angesichts von Klimakrise und sich
abzeichnender Öl-Knappheit.
Ausgehend von den Fragen: Was ist ein gutes Leben? Wie wollen wir leben? und unter
Berücksichtigung der geänderten Verhältnisse des Menschen zu seiner Umwelt, aber auch zu
der Arbeit und der Gemeinschaft ist das Ziel der Transition Town Bewegung , der gemeinsame
Umbau von Städten und Quartieren zu Ökologischen Nachbarschaften.
Der deutsch – französische Filmemacher Nils Aguilar hat mit seinem Film einen Mut
machenden Dokumentarfilm über die wichtigsten Protagonisten dieses Wandels gestaltet.
Der Film wird am Mittwoch, den 25. Januar 2012  um 19:00 Uhr  in der Meys-Fabrik gezeigt.
Der Eintritt beträgt 3,00 €. Anschließend besteht die Möglichkeit zur Fragestellung an den
Filmemacher und zur Diskussion.



Vorstellung des Projektes chance.7

Am Dienstag, den 24. Januar 2012 findet um 19:00 Uhr  in der Meys- Fabrik eine
Informationsveranstaltung des Kreises zum Naturschutzgroßprojektes „ Natur- und
Kultur-landschaft zwischen Siebengebirge und Sieg“ - chance.7  statt. 
Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind herzlich eingeladen sich zu informieren und
Fragen zu stellen.

Hennef (Sieg), den  13. Januar 2012

Klaus Pipke
Bürgermeister
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